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Für die Ableitung eines toxi-
kologischen Schwellenwertes 
fehlen bislang wissenschaftli-
che Erkenntnisse. Deshalb 
empfiehlt das Bundesinstitut 
für Risikobewertung die 
Uranaufnahme zu minimieren. 
Gerade empfindliche Perso-
nengruppen, wie Säuglinge, 
Schwangere und Kranke, 
sollten so wenig strahlendes 
Urangift wie möglich in den 
Organismus aufnehmen. Da-
für erforderlich sind eine 
Kennzeichnungspflicht von 
Uran für Mineralwasser, so-
wie eine Informationspflicht 
der Wasserwerke für das 
Trinkwasser.

Die Geschichte eines 
Schwellenwertes für Uran 
in Wasser

Im Jahr 1996 hatte die Welt-
gesundheitsorganisation 
(WHO) einen radiologisch 
begründeten Richtwert von 
140 Mikrogramm Uran pro 
Liter Trinkwasser festgesetzt. 
Dieser wurde aus toxikologi-
scher Sicht jedoch zwei Jahre 
später in der internationalen 
Trinkwasserrichtlinie auf zwei 
Mikrogramm Uran pro Liter 

abgesenkt. Grundlage waren 
aus tierexperimentellen Stu-
dien gewonnene Erkenntnisse 
über das Nierengift Uran. Die 
Wissenschaftler der WHO be-
rechneten eine unbedenkliche 
Tagesaufnahme von 36 Mi-
krogramm Uran für eine 60 
Kilogramm schwere Person. 
Bei dem Konsum von zwei 
Litern Trinkwasser am Tag 
kamen sie auf einen Richtwert 
von 1,8 Mikrogramm, gerun-
det auf zwei Mikrogramm 
Uran pro Liter. Binnen sechs 
Jahren schnellte dann der 
Richtwert für Uran bei unver-
änderter wissenschaftlicher 
Erkenntnislage von zwei auf 
15 Mikrogramm Uran pro Li-
ter hoch. Da Uran in der Um-
welt nicht nur geogen vorhan-
den ist, sondern sich durch 
Bergbau, Industrie, landwirt-
schaftliche Düngung und 
Atomenergienutzung konti-
nuierlich anreichert, suchte die 
Politik „praktikable“ Grenz-
werte. Mit der Begründung, 
das Körpergewicht der Kon-
sumenten habe sich von 60 
auf 70 Kilogramm erhöht, 
setzte die US-amerikanische 
Umweltbehörde EPA im Jahr 

2000 den Urangrenzwert so-
gar auf 20 Mikrogramm hoch 
und fand Nachahmer in Au-
stralien, Südafrika und der 
Schweiz. Mittlerweile liegt 
der US-Grenzwert für Uran im 
Trinkwasser bei 30 Mikro-
gramm pro Liter.

Demgegenüber berechneten 
die Toxikologen am Berliner 
Umweltbundesamt einen 
Uranrichtwert im Trinkwas-
ser, der zur Gefahrenabwehr 
zwischen 7 und 10 Mikro-
gramm Uran pro Liter liegen 
müsse. In Ermangelung von 
Untersuchungen zum Mine-
ralwasserkonsum könne diese 
Belastungsmarge auch für 
Mineralwässer herangezogen 
werden, so die Experten. Denn 
je nach Trinkmenge und 
Urangehalt im Mineralwasser 
werde der menschliche Orga-
nismus pro Tag mit 8 bis 142 
Mikrogramm Uran vergiftet. 
Nach Angaben aus dem Bun-
desministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV) liegen 
die Mittelwerte für Urange-
halte bei Mineralwässern in 
den einzelnen Bundesländern 

zwischen 1,06 und 4,15 Mi-
krogramm Uran pro Liter, 
wobei Höchstbelastungen bis 
71 Mikrogramm Uran pro Li-
ter gemessen wurden.

Kommentar

Bemerkenswert ist, daß die 
Wasserindustrie den genauen 
Urangehalt ausloben kann, 
aber nicht muß. So bleiben die 
Verbraucher auch weiterhin 
im Ungewissen, wie weit ein 
Wasser nun für die Ernährung 
ihres Kindes geeignet ist oder 
nicht. Konsequenterweise und 
hilfreicher wäre anzugeben, 
wie hoch der Urangehalt nun 
tatsächlich ist. Die Nachweis-
grenze für Uran in Wasser 
liegt bei 0,015 Mikrogramm 
pro Liter. Alles was darüber 
meßbar ist, gilt als Uranbe-
fund. Und dieser gehört zur 
Information und zum Schutz 
der Verbraucher auf das Eti-
kett der Mineralwasserflasche. 
Eine Auslobung „ohne Uran“ 
müßte unterhalb dieser Nach-
weisgrenze bedeuten und 
nicht 2 Mikrogramm Uran im 
Wasser. Auch wenig kann zu-
viel sein. 

Strahlung als Krebsursa-
che besser zu erforschen 
und wirksamer zu 
bekämpfen, forderte der 
parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesmini-
sterium für Umwelt, 
Naturschutz und Reak-
torsicherheit (BMU) 
Michael Müller am 14. 
November 2006 auf einer 
Tagung des BMU und der 
Deutschen Krebshilfe e.V. 
mit dem Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) und 
der Strahlenschutzkom-

mission (SSK). Die Frage 
„Schützen wir (uns) rich-
tig?“ war als Motto der 
Tagung gewählt worden.

Die gesundheitliche Gefähr-
dung durch Strahlung werde 
nach wie vor unterschätzt, 
hieß es in der Einladung zur 
Hamburger Tagung. Von 
Kindheit an seien alle Men-
schen sowohl im Alltag als 
auch am Arbeitsplatz unter-
schiedlichsten Strahlungen 
ausgesetzt, die Krebserkran-
kungen auslösen können. 
Dazu gehörten ultraviolette 

(UV) Strahlen der Sonne und 
in Solarien und ionisierende 
Strahlen, insbesondere in der 
radiologischen Diagnostik und 
speziell mittels Computerto-
mographie (CT). Neuerdings 
komme auch noch ein „Mana-
ger-Check-up“ als freiwillige 
Früherkennungsuntersuchung 
bei Gesunden per Hochdosis-
Computertomographie in Mo-
de, die die Lebenszeit-Strah-
lendosis um ein Vielfaches 
mehr erhöhe als herkömmli-
che Röntgenverfahren. Um die 
Strahlenexposition auf ein 
vertretbares Maß zu reduzie-
ren, werde deshalb eine sorg-
fältige Nutzen-Risiko-Abwä-
gung beim Umgang mit 
Strahlung gefordert, wie sie 
bereits in der Strahlenschutz-
verordnung und der Röntgen-
verordnung vorgeschrieben 
sei. Die Tagung wolle über 
den neuesten Stand des Risi-
komanagements beim Strah-
lenschutz in der Medizin, am 

Arbeitsplatz und im Alltag in-
formieren. Im Mittelpunkt 
standen die Schädigungen der 
Haut durch UV-Strahlung, die 
Computertomographie, die 
Reihenuntersuchungen mittels 
Mammographie und die Bela-
stungen durch das dem Unter-
grund entweichende radioak-
tive Gas Radon in Wohnräu-
men.

„Für weniger Spekulation 
und mehr wissenschaftliche 
Seriosität bei der weiteren 
Erforschung der Krebs-

ursachen.“

„Weniger Spekulation und 
mehr wissenschaftliche Serio-
sität bei der weiteren Erfor-
schung der Krebsursachen“, 
mahnte Staatssekretär Müller 
einleitend an. Und: „Krebs 
läßt sich am besten durch 
Vorsorgemaßnahmen vermei-

Strahlenschutz

„Schützen wir (uns) richtig?“
Öffentliche Tagung des Bundesumweltministeriums 
und der Deutschen Krebshilfe mit dem Bundesamt für 
Strahlenschutz und der Strahlenschutzkommission 
am 14. November 2006 in Hamburg. Bericht von 
Thomas Dersee.
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den. Strahlenschutz muß in 
Forschung, Medizin und am 
Arbeitsplatz gelebt werden“, 
verkündete er. „Umwelt- und 
Gesundheitsleute“ sollten 
mehr zusammenarbeiten, es 
fehle ein modernes Gesund-
heitsverständnis. Angesagt sei 
eine primäre Vorsorge als ak-
tive Krankheitsvermeidung, 
die Schädigungen verringere.

Zur Orientierung für Ärzte bei 
der Rechtfertigung radiologi-
scher und nuklearmedizini-
scher Untersuchungen verwies 
Müller auf die Empfehlungen 
der Strahlenschutzkommis-
sion, wie diese sie im Juli 
2006 beschlossen hatte1. Auch 
die Ursache der Leukämiehäu-
fung in der Elbmarsch müßte 
noch geklärt werden, merkte 
Müller an, denn es gebe bisher 
keine Erklärung für die Be-
völkerung.

„Keine Angst vor 
Strahlung.“

Demgegenüber betonte der 
neue Vorsitzende der Strah-
lenschutzkommission, Prof. 
Dr. Wolfgang-Ulrich Müller 
vom Institut für Medizinische 
Strahlenbiologie des Univer-
sitätsklinikums Essen, Strah-
lenschäden würden im allge-
meinen überschätzt, sein Au-
genmerk gelte besonders den 
Ängsten vor Strahlung in der 
Bevölkerung. So erwarte er 
nach Tschernobyl außer den 
Erkrankungen an Schilddrü-
senkrebs „höchstens noch 
Leukämien bei hoch Expo-
nierten und eventuell noch 
Mammakarzinome“ (Brust-
krebs).

Dr. Peter Jacob vom Institut 
für Strahlenschutz im For-
schungszentrum für Umwelt 

1 Berichte der Strahlenschutz-
kommission (SSK), Heft 51 
(2006): Orientierungshilfe für ra-
diologische und nuklearmedizini-
sche Untersuchungen, H. Hoff-
mann GmbH – Fachverlag, Berlin
2006, 114 Seiten, ISBN 3-87344-
130-6. Onlineversion im Internet 
unter www.ssk.de/kriterien/kapi
tel.html.

und Gesundheit GmbH (GSF) 
in Oberschleißheim/Neuher-
berg bei München, referierte 
über das Krebsrisiko durch 
ionisierende Strahlung und 
speziell anhand von fünf neue-
ren epidemiologischen Stu-
dien, in denen ein signifikant 
erhöhtes Krebsrisiko durch 
berufliche und umweltbe-
dingte Strahlenbelastungen im 
Dosisbereich von wenigen 
hundert Millisievert gefunden 
wurde. Dieser Dosisbereich 
entspricht dem Grenzwert für 
die Lebenszeitdosis beruflich 
strahlenexponierter Personen 
in Deutschland von 400 Milli-
sievert2. Alle genannten Stu-

2 Am US National Cancer Insti-
tute (NCI) wurde die Krebsmor-
talität unter 90.305 Radiologieas-
sistenten analysiert. Die Mortali-
tätsrate durch Brustkrebs war 
unter denjenigen Assistentinnen, 
die vor 1940 eingestellt worden 
waren, signifikant höher als unter 
denjenigen, die nach 1960 einge-
stellt wurden. Das Brustkrebs-
mortalitätsrisiko nahm signifikant 
mit der Beschäftigungsdauer im 
Zeitraum vor 1950 zu. Die Erhö-
hung der Krebsrate wird mit den 
in der ersten Hälfte des letzten 
Jahrhunderts höheren beruflichen 
Strahlenexpositionen in Zusam-
menhang gebracht.
Das US National Institute for Oc-
cupational Safety and Health 
(NIOSH) führte eine Fall-Kon-
troll-Studie zur Mortalität durch 
Leukämie unter den Arbeitern am 
Portsmouth Naval Shipyard im 
US-Staat Maine durch. Die Studie 
schloß 115 Leukämietodesfälle 
und 460 Kontrollpersonen ohne 
Leukämie ein, die im Zeitraum 
1952 bis 1992 an der Schiffswerft 
gearbeitet hatten. Das Leukämie-
risiko stieg signifikant mit zu-
nehmender Knochenmarksdosis. 
Die höchste Knochenmarksdosis 
durch die berufliche Exposition 
und durch die beruflich bedingten 
Röntgenuntersuchungen der Stu-
dienteilnehmer lag bei 200 Milli-
sievert.
Die University of North Carolina 
untersuchte die Lungenkrebs-
mortalität unter 26.389 Arbeitern, 
die im Zeitraum 1944 bis 1978 in 
die US-amerikanische Kernwaf-
fenproduktionsstätte Hanford ein-
gestellt worden waren. Das Lun-
genkrebsrisiko erhöhte sich signi-
fikant mit zunehmender Dosis 
durch Expositionen, die bei älte-

dien sind mit Unsicherheiten 
behaftet, erklärte Jacob. Auch 
seien, wenn auch in weniger 
Fällen, negative Ergebnisse 
gefunden worden3. In jedem 
Falle aber, meinte er zusam-
menfassend, gebe es keinen 
Hinweis darauf, daß das Ri-
siko, an Krebs zu sterben, ge-
ringer ist als in Hiroshima/ 
Nagasaki, eher sei es höher. 
Selbst die nach dem Tscher-
nobylunfall aufgetretenen 

ren Arbeitern (älter als 55 Jahre) 
aufgetreten waren. Die höchsten 
Expositionen in diesem Alters-
bereich lagen bei 100 bis 400 
Millisievert. Expositionen im jün-
geren Alter waren nicht mit der 
Lungenkrebsmortalität assoziiert.
An der International Agency for 
Research on Cancer in Lyon 
wurde die Krebsmortalität unter 
407.391 Arbeitern der kerntech-
nischen Industrie in 15 Ländern, 
überwiegend in den USA, in 
England, in Kanada und in Japan 
analysiert. Die Mortalitätsrate 
durch alle soliden Krebstumoren 
stieg signifikant mit der Strahlen-
dosis. 10 Prozent der Arbeiter 
hatte Strahlendosen größer als 50 
Millisievert, nur 1 Promille hatte 
Dosen größer als 500 Millisievert 
erhalten.
In einer Zusammenarbeit von 
Urals Research Center for Radia-
tion Medicine in Tscheljabinsk, 
Rußland, und dem NCI wurde die 
Krebsmortalität unter 29.873 
Anwohnern des Techaflusses 
analysiert, die in den frühen 
1950er Jahren durch flüssige ra-
dioaktive Ableitungen der 
Mayak-Produktionsstätte für 
Waffenplutonium exponiert wor-
den waren. Die Mortalitätsrate 
durch alle soliden Krebstumoren 
stieg signifikant mit der Strahlen-
dosis. 2 Prozent der Bewohner 
hatten die höchsten Strahlendosen 
im Bereich von 300 bis 500 Mil-
lisievert.
3 So sei die Lungenkrebsmortali-
tät unter den Arbeitern des 
Porthsmouth Naval Shipyards 
nicht mit der Strahlendosis asso-
ziiert, obwohl eine solche Asso-
ziation in früheren Studien ge-
funden wurde. Dies habe sich er-
geben, nachdem in der neueren 
Analyse der sozioökonomische 
Status der Arbeiter und die Expo-
sitionen durch Dämpfe bei 
Schweißarbeiten und durch As-
best berücksichtigt werden konn-
ten.

Strahlenexpositionen der 
deutschen Bevölkerung lägen 
aber um mehr als einen Faktor 
hundert unter dem Grenzwert 
für beruflich strahlenexpo-
nierte Personen und in diesem 
niedrigen Dosisbereich könne 
keine strahlenbedingte Erhö-
hung des Krebsrisikos beob-
achtet werden, behauptete Ja-
cob. Er ignorierte damit die 
anderslautenden Ergebnisse 
diverser anderer Arbeiten, 
etwa von Körblein und 
Scherb4. Auch bei den Elb-
marschleukämien, so Jacob, 
erreichten die Dosisabschät-
zungen „nie die erforderlichen 
Bereiche“. Das gelte auch mit 
der neuen Unfallhypothese, 
sagte er auf Nachfrage, für ihn 
sei „die Dosisabschätzung 
maßgebend“.

„Für mich ist die 
Dosisabschätzung 

maßgebend.“

Geworben wurde auf der Ta-
gung für Interventionen zur 
Senkung der Radonbelastung 
in Wohnungen und Innenräu-
men unter 100 Becquerel pro 
Kubikmeter Raumluft. Prof. 
Dr. Dr. H.-Erich Wichmann, 
Leiter des Instituts für Epide-
miologie des GSF-For-
schungszentrums für Umwelt 
und Gesundheit in Ober-
schleißheim/Neuherberg, wies 
erneut auf die großen interna-
tionalen Studien hin, an denen 
er größeren Anteil hatte. 
Demnach kann pro 100 Bec-
querel Radongas pro Kubik-
meter Raumluft von einem 
Anstieg des relativen Lungen-
krebsrisikos um 16 Prozent 

4 Alfred Körblein: Säuglings-
sterblichkeit nach Tschernobyl. 
Hagen Scherb, Eveline Weigelt: 
Zunahme der Perinatalsterblich-
keit, Totgeburten und Fehlbil-
dungen in Deutschland, Europa 
und in hochbelasteten deutschen 
und europäischen Regionen nach 
dem Reaktorunfall von Tscherno-
byl im April 1986. Gesellschaft 
für Strahlenschutz e.V., Berichte 
des Otto Hug Strahleninstituts, 
Bericht Nr. 24 - 2003, ISSN 
0941-0791.

http://www.ssk.de/kriterien/kapi
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ausgegangen werden. Dabei 
gebe es keinen Hinweis auf 
das Vorliegen eines Schwel-
lenwertes, bis zu dem kein er-
höhtes Risiko bestünde. „Ra-
don verursacht jährlich unge-
fähr 20.000 Lungenkrebsfälle 
in Europa, rund 3.000 davon 
in Deutschland“, erklärte Prof. 
Dr. Wolfgang Weiss, Fachbe-
reichsleiter für Strahlenschutz 
und Gesundheit im BfS und 
beklagte ein „unzureichendes 
Risikobewußtsein“ in der Öf-
fentlichkeit für dieses Pro-
blem.

„Das Risikobewußtsein ist 
unzureichend.“

Geworben wurde auch für das 
Programm zur bundesweiten 
regelmäßigen Mammogra-
phie-Reihenuntersuchung aller 
Frauen zwischen 50 und 69 
Jahren, das derzeit verwirk-
licht wird. Die dadurch zu er-
wartende Senkung der Brust-
krebssterblichkeit liege zwar 
„eher bei nur 15 Prozent“, an-
statt bei den früher propagier-
ten 30 Prozent, trotzdem wür-
den aber 400 Millionen Euro 
pro Jahr dafür ausgegeben, er-
klärte der Physiker Dr. Rupert 
Pfandzelter, Leiter der Abtei-
lung Qualitätssicherung der 
Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) in Berlin. 
Immerhin betrage die effekti-
ve Dosis bei der Mammogra-
phie nur 10 bis 20 Prozent der 
durchschnittlichen Strahlen-
belastung in Deutschland 
durch natürliche Strahlen-
quellen. Die Mathematikerin 
Dr. Elke Nekolla, seit 2003 
beim Bundesamt für Strahlen-
schutz im Fachgebiet Diagno-
stische Radiologie tätig, setzte 
den Nutzen einer Senkung des 
Risikos an Brustkrebs zu ster-
ben in ein rechnerisches Ver-
hältnis zum Strahlenrisiko 
durch die Röntgenuntersu-
chung. Bei einer Risikosen-
kung um 25 Prozent, wofür es 
bisher allerdings noch keinen 
Nachweis gebe, so Frau Ne-
kolla, ergebe sich für das 
Mammographie-Screening-
programm ein Nutzen/Risiko-

Verhältnis von 65, was sehr 
gut sei. Damit erntete sie al-
lerdings heftigen Wider-
spruch. Frau Prof. Dr. Ingrid 
Mühlhauser vom Institut für 
Gewerbliche – Technische 
Wissenschaften der Universi-
tät Hamburg, erklärte die 
Rechnung für falsch. So 
bleibe beispielsweise das 
Strahlenrisiko der Strahlenthe-
rapien bei falschen Brust-
krebsdiagnosen unberück-
sichtigt und in Wirklichkeit 
sei das Risiko viel höher als 
der Nutzen. Immerhin erhalte 
die Hälfte der teilnehmenden 
Frauen im Laufe von 20 Jah-
ren ein falsch positives 
Mammographie-Ergebnis, das 
dann weitere diagnostische 
Eingriffe und Belastungen 
nach sich ziehe und teilweise 
sogar zu falschen Operatio-
nen, Chemotherapien und Be-
strahlungen führe. Dr. Karl-
Eugen Huthmacher, Ministe-
rialdirigent im Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, vertei-
digte schließlich das Scree-
ningprogramm mit der Mei-
nung, wenigstens werde da-
durch aber doch das „graue“, 
unqualifizierte Mammogra-
phieren zurückgedrängt.

„Die Europäischen 
Leitlinien zur 

Qualitätssicherung des 
Mammographie-Screenings 
sind in Deutschland nicht 

umgesetzt worden. Deshalb 
wird es auch keine Senkung 
der Brustkrebssterblichkeit 

geben.“

Angegriffen wurde das Scree-
ningprogramm auch von Ver-
treterinnen der „Stiftung Koa-
lition Brustkrebs“: Entgegen 
anderslautenden Behauptun-
gen seien die Europäischen 
Leitlinien zur Qualitätssiche-
rung in Deutschland bisher 
nicht umgesetzt worden und 
es bestünden weiterhin erheb-
liche Qualitätsmängel hin-
sichtlich der technischen 
Qualitätsstandards und der
Zulassungsnormen, bei den 

Mindestanforderungen für 
Ärzte und radiologisches 
Fachpersonal, bei der perso-
nellen und strukturellen Aus-
stattung der Referenzzentren 
und der Zertifizierung und 
Evaluation. Besonders gerügt 
wurde, daß alle digitalen 
Mammographie-Geräte zum 
Deutschen Screening zugelas-
sen wurden, obwohl die soge-
nannten CR-Geräte (Speicher-
Folien-Systeme) bis auf eine 
Ausnahme (Fuji 50 micron 
(profect) CR) den europäi-
schen Vorgaben (EUREF) zu-
folge nicht für das Mammo-
graphie-Screening geeignet 
sind. So seien zum Beispiel in 
Nordrhein-Westfalen heute 70 
Prozent der Geräte im digita-
len Screening der EUREF-
Bewertung zufolge für das 
Screening nicht geeignet. Kei-
nes der CR-Systeme sei bis-
lang in der Lage gewesen, die 
nach den Europäischen Leitli-
nien erreichbare Bildqualität 
innerhalb des vorgegebenen 
Dosislimits zu erfüllen. Dar-
aus ergebe sich nun insgesamt 
für das Screening in Deutsch-
land eine höhere Strahlenbela-
stung, eine höhere Rate 
falsch-positiver und falsch-
negativer Befunde, eine höhe-
re Anzahl unnötiger Operatio-
nen und keine Senkung der 
Brustkrebssterblichkeit.

Huthmacher entschuldigte 
sich für diesen Fehler damit, 
daß man seinerzeit bei der 
Festlegung des deutschen 
Screening-Reglements „von 
der Entwicklung der digitalen 
Geräte überrollt“ worden sei.

„Jugendliche unter 18 
Jahren sollten keine 
Solarien besuchen.“

Nicht geworben wurde auf der 
Tagung in Hamburg dagegen 
für Solarien. Im Gegenteil, 
laut Huthmacher ist eine Än-
derung des Jugendschutzge-
setzes in Vorbereitung, mit 
der der Solarienbesuch für Ju-
gendliche unter 18 Jahren ver-
boten werden soll. Allerdings 
müsse das BMU aus Zustän-

digkeitsgründen erst noch das 
Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) dafür interes-
sieren. Denn, so Prof. Dr. 
med. Eckhart Breitbart, Chef-
arzt des Dermatologischen 
Zentrums Buxtehude, insbe-
sondere Kinder und Jugendli-
che gelte es vor der ultravio-
letten (UV) Strahlung zu 
schützen. Hautkrebs sei in 
Deutschland die Krebsart mit 
der höchsten Steigerungsrate, 
noch vor dem Brustkrebs und 
allen anderen Krebsarten. 
120.000 Neuerkrankungen 
gebe es derzeit pro Jahr, wofür 
molekularen und epidemiolo-
gischen Studien zufolge 
hauptsächlich die UV-Strah-
lung verantwortlich sei. Im-
mer mehr junge Menschen er-
krankten auch schon ab dem 
20. Lebensjahr an dem ge-
fährlichen schwarzen Haut-
krebs, dem malignen Mela-
nom. „UV-bedingte Gesund-
heitsschäden werden in der 
Bevölkerung rasant zuneh-
men, wenn immer mehr Men-
schen sich neben der natürli-
chen Sonne auch Solarien 
aussetzen“, so Breitbart.

„Die zunehmende 
medizinische Strahlen-

belastung ist vor allem der 
stetig zunehmenden Zahl 
von CT-Untersuchungen 

geschuldet.“

Bis heute ungebrochen hält 
eine stürmische Entwicklung 
in der Röntgendiagnostik, in 
der Nuklearmedizin und in der 
Strahlentherapie an, die zu-
letzt insbesondere durch die 
Entwicklung der digitalen Ra-
diographie, der Computerto-
mographie (CT) und der Po-
sitronen-Emissions-Tomogra-
phie (PET) noch einmal deut-
lich beschleunigt wurde. Diese 
insbesondere in den westli-
chen Industriestaaten zu ver-
zeichnende Entwicklung spie-
gelt sich in einer Zunahme der 
Untersuchungshäufigkeit und 
der daraus sich ergebenden 
Strahlenbelastung wider. Dar-
auf wies der Radiologe Dr. 
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med. Jürgen Griebel hin, seit 
2003 Leiter des Fachgebiets 
Diagnostische Radiologie 
beim Bundesamt für Strahlen-
schutz. So habe es im Jahr 
2003 in Deutschland insge-
samt etwa 143 Millionen 
Röntgen- und nuklearmedizi-
nische Untersuchungen gege-
ben. Rein rechnerisch ergebe 

sich daraus für 2003 in 
Deutschland eine medizini-
sche Strahlenbelastung von 
1,8 Millisievert (mSv) effekti-
ver Dosis pro Einwohner. 
Dies sei ein Anstieg, der im 
wesentlichen der stetig zu-
nehmenden Zahl von CT-Un-
tersuchungen geschuldet sei –
seit 1996 um etwa 50 Prozent. 

Mit besonderer Sorge beob-
achte das BfS deshalb, daß 
ähnlich wie in den USA zu-
nehmend auch in Deutschland 
Früherkennungsmaßnahmen 
mittels Hochdosis-CT als so-
genanntes „Manager-Scree-
ning“ angeboten werden. Weil 
hier die Röntgenuntersuchun-
gen mit hohen Strahlenbela-

stungen an Gesunden durch-
geführt werden, sei zweifel-
haft, ob eine Nutzen/Risiko-
Abwägung zu einem positiven 
Ergebnis kommen und dafür 
eine nach Röntgen- und 
Strahlenschutzverordnung er-
forderliche rechtfertigende In-
dikation gestellt werden 
könne. 

Kinder-Leukämien

Leukämie-Fälle 
in Hamburg seit 
2004 verdoppelt
Seit 2004 verdoppelte sich 
annähernd die Zahl der Be-
handlungsfälle an Akuter 
Lymphatischer Leukämie 
(ALL) im Großraum Ham-
burg. Das erklärte das Kinder-
krebszentrum des Universi-
täts-Krankenhauses Hamburg-
Eppendorf zu einem Bericht 
der „Hamburger Morgenpost 
am Sonntag“ vom 19. No-
vember 2006. Im Jahr 2004 
waren es demnach noch 267 
Blutkrebsfälle, in 2005 stieg 
die Zahl auf 403 an und im 
laufenden Jahr 2006 rechnet 
das Hamburger Kinderkrebs-
zentrum mit etwa 500 Fällen. 
Für den Anstieg haben die 
Ärzte keine Erklärung. „Bei 
allen Vorkommnissen werden 
wir hellhörig. Aber erst wenn 
die Zahlen noch ein weiteres 
Jahr über dem Schnitt liegen, 
stellen wir nähere Untersu-
chungen an“, sagte Prof. 
Reinhard Schneppenheim, Di-
rektor des Kinderkrebszen-
trums, einem Bericht der Lü-
neburger Landeszeitung vom 
20.11.2006 zufolge.

Weniger geduldig ist man da-
gegen inzwischen im Land-
kreis Harburg Land. Einem 
Beschluß des Kreistages vom 
30. Oktober 2006 zufolge 
nimmt dieser „mit Bedauern 
zur Kenntnis, dass in der 
Elbmarsch und nun auch in 
Winsen neue Erkrankungen 
von Kindern an Leukämie 
aufgetreten sind. Die Mitglie-
der des Kreistages sind nicht 
mehr bereit, die zögerliche 

Behandlung dieser offensicht-
lichen Häufung von Blut-
krebserkrankungen durch die 
zuständigen Ministerien in 
Schleswig-Holstein und in 
Hannover hinzunehmen.“ Der 
Kreistag des Kreises Harburg 
Land forderte seine Kreisver-
waltung deshalb auf, „mit ver-
stärktem Nachdruck dafür zu 
sorgen, dass die Ursachenfor-
schung intensiviert“ wird und 
„auch Hinweise auf künstlich 
bearbeitete Kernstoffteilchen 
(PAC-Kügelchen aus Boden-
proben) in der Elbmarsch“ 
ernstgenommen und geprüft 
werden. Weitere Gefahren für 
die Gesundheit der Menschen 
im Landkreis müßten abge-
wendet werden.

Uwe Harden, Sprecher der 
Bürgerinitiative gegen Leu-
kämie in der Elbmarsch, er-
klärte, vermutlich habe die 
Zunahme der Fälle von Kin-
derleukämien im Universi-
tätsklinikum Hamburg-Ep-
pendorf dieselbe Ursache wie 
die anhaltende Leukämiehäu-
fung in Geesthacht und in der 
Elbmarsch. Um sieben Fälle 
von Kinderleukämie in direk-
ter Nachbarschaft der Atom-
anlagen auszulösen, habe es 
einer Strahlungsmenge be-
durft, die dem 400fachen des 
Tschernobyl-Fallouts entspre-
che. Sie sei die Ursache für 
die Verstrahlung des Atom-
kraftwerks Krümmel am 12. 
September 1986 von außen. 
Es sei kaum zu vermuten, daß 
sich eine solche Strahlung 
nach wenigen Kilometern ver-
flüchtigt habe. Es sei absolut 
unverständlich, weshalb die 
zuständige Kieler Atomauf-
sicht bis zum heutigen Tage 
das Gespräch mit den Wissen-
schaftlern ablehne, die in 
Geesthachter Bodenproben 

künstliche Radioaktivität ge-
funden haben. „Wer sich so 
ignorant verhält, ist in verant-
wortlicher Position fehl am 
Platze“, erklärte Harden. 

Nuklidhandel

Polonium
69 US-Dollar kostet 1 Mikro-
curie (µCi) Polonium-210 bei 
United Nuclear Scientific 
Supplies, einem amerikani-
schen Anbieter (www.united
nuclear.com/isotopes.htm). 
Das sind 37.000 Becquerel. 
Einzige Einschränkung: der 
Versand erfolgt angeblich nur 
innerhalb der USA. In 
Deutschland entspricht diese 
Menge dem 3,7-fachen der 
Freigrenze. Die Aktivität der 
Freigrenze für Polonium-210, 
bis zu der der radioaktive 
Stoff nicht der Überwachung 
durch die Strahlenschutzver-
ordnung unterliegt, war in 
Deutschland mehrfach erhöht 
worden: von ursprünglich 
3.700 Becquerel im Jahre 
1976 auf 5.000 Becquerel in 
1989 und schließlich auf 
10.000 Becquerel bei der 
letzten Neufassung der Strah-
lenschutzverordnung in 2001. 
In den USA gilt dies offenbar 
nicht. Auch Cäsium-137, Co-
balt-60, Strontium-90, Thalli-
um-204 oder Cadmium-109 
sind unter anderem erhältlich. 
Der Anbieter versteht sich als 
„Supply for the Science Hob-
byist“.

Polonium ist jüngst durch 
Alexander Litwinenko, russi-
scher Ex-Spion und glühender 
Kritiker des russischen Präsi-
denten Wladimir Putin, in die 
Schlagzeilen geraten. Litwi-

nenko erlag Ende November 
2006 in London einer Vergif-
tung mit radioaktivem Polo-
nium-210. Die Ermittlungen 
der britischen Dienste laufen 
noch.

Polonium ist ein silberweiß 
glänzendes Material mit Me-
tallcharakter, das in Säuren 
lösbar ist und Salze bildet wie 
das farblose Polonium(IV)-
Sulfat, Po(SO4)2. Polonium-
210 ist Bestandteil der Uran-
zerfallsreihe. Nach dem radio-
aktiven Edelgas Radon-222, 
das sich aus Radium-226 bil-
det, und den kurzlebigen, mit 
hoher radiologischer Wirkung 
behafteten Zerfallsprodukten 
des Radon (Polonium-218, 
Blei-214, Wismut-214 und 
Polonium-214), folgt zunächst 
Blei-210 (mit 22 Jahren 
Halbwertszeit) und Wismut-
210 (5 Tage Halbwertszeit). 
Daraus bildet sich Polonium-
210, das mit einer Halbwerts-
zeit von 138,4 Tagen unter 
Aussendung von Alphastrah-
lung schließlich in dem stabi-
len Blei-206 mündet.

Für das Hantieren mit Polo-
nium ist heute der Hand-
schuhkasten vorgeschrieben. 
Das Metall ist mit seiner in 
Tagen zählenden Halbwerts-
zeit geologisch gesehen ein 
sehr kurzlebiges Zerfallspro-


